Verordnungder Bundesregierung

Verordnungzum Schutz vor einreisebedingten
Infektionsgefahren in Bezug auf das Coronavirus SARS-CoV-2
nach Feststellung einer epidemischen Lage von nationaler
Tragweite durch den Deutschen Bundestag

(Coronavirus-Einreiseverordnung — CoronaEinreiseV)

Vom 12. Mai 2021

Auf Grund des § 36 Absatz 8 Satz 1 bis 4 und Absatz 10 Satz 1 Nummer 1, 2 Buchstabe
a, b, c,d,gundiund Nummer 3 des Infektionsschutzgesetzes, dessen Absatz8 Satz1 durch
Artikel 1 Nummer 3 Buchstabe a Doppelbuchstabe aa des Gesetzes vom 29. Marz 2021
(BGBI. I S. 370) neu gefasst, dessen Absatz 8 Satz 2 durch Artikel 1 Nummer 3 Buch- stabe a
Doppelbuchstabe bb des Gesetzes vom 29. Marz 2021 (BGBI. | S. 370) geandert, dessen
Absatz 8 Satz 3 durch Artikel 1 Nummer 3 Buchstabe a Doppelbuchstabe cc des Gesetzes
vom 29. Marz 2021 (BGBI. | S. 370) eingefligt, dessen Absatz 8 Satz 4 durch Artikel 1
Nummer 3 Buchstabe a Doppelbuchstabe dd des Gesetzes vom 29. Marz 2021 (BGBI. | S.
370) geandert und dessen Absatz 10 Satz 1 durch Artikel 1 Nummer 3 Buch- stabe ¢ des
Gesetzes vom 29. Marz 2021 (BGBI. | S. 370) geandert worden ist, verordnet die
Bundesregierung:
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Abschnitt 1

Allgemeine Bestimmungen

§ 1

Zweck der Verordnung

Zweck dieser Verordnung ist es, im Rahmen der Einreise von Personen in die Bundesre-
publik Deutschland Infektionen mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 und insbesondere mit
besorgniserregenden Virusvarianten des Coronavirus SARS-CoV-2 frihzeitig zu verhin-
dern, umseine Verbreitung in der Bundesrepublik Deutschland zu verhindern.

§2

Be griffsbestimmungen

Im Sinne dieser Verordnung ist:

1.

Einreise

Uberschreitung der Grenze der Bundesrepublik Deutschland auf dem Land-, Wasser-
oder Luftweg aus dem Ausland; erfolgt die Einreise durch einen Beforderer, die ge-
plante erste Ankunft mit Ausstiegsmdglichkeit in der Bundesrepublik Deutschland; der
Umstieg im internationalen Transitbereich eines Flughafens, um aus einem Drittstaat
in einen anderen Drittstaat weiter zu reisen, gilt nicht als Einreise,

Einreiseportal

vom Robert Koch-Institut nach § 36 Absatz9 Satz 1 des Infektionsschutzgesetzes ein-
gerichtetes elektronisches Melde- und Informationssystem unter https://www.einreise-
anmeldung.de,

Risikogebiet


https://www.einreise-anmeldung.de/
https://www.einreise-anmeldung.de/

ein GebietauRerhalb derBundesrepublik Deutschland, fir das vom Bundesministerium
fur Gesundheitim Einvernehmen mit dem Auswartigen Amt und dem Bundesministe-
rium des Innern, fir Bau und Heimat ein erhdhtes Risiko flir eine Infektion mit Corona-
virus SARS-CoV-2 festgestellt wurde:

a) Hochinzidenzgebiet

ein Risikogebiet, wenn festgestellt wurde, dass in diesem Risikogebiet eine besonders
hohe Inzidenz flr die Verbreitung des Coronavirus SARS-CoV-2 besteht,

b) Virusvariantengebiet

ein Risikogebiet, wenn festgestellt wurde, dassin diesem Risikogebiet bestimmte Va-
rianten des Coronavirus SARS-CoV-2 verbreitet aufgetreten sind;

die Einstufung als Risikogebiet erfolgt erst mit Ablauf des ersten Tages nach Veroffent-
lichung der Feststellung durch das Robert Koch-Institutim Internet unter der Adresse
https://www.rki.de/risikogebiete,

eine asymptomatische Person

eine Person, bei der aktuell kein typisches Symptom oder sonstiger Anhaltspunkt fir
eine Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 vorliegt, typische Symptome einer
Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 sind Atemnot, neu auftretender Husten,
Fieber und Geruchs- oder Geschmacksverlust,

getestete Person
eine asymptomatische Person, die im Besitz eines auf inre Person ausgestellten Test-
nachweises ist,

Testnachweis

ein Nachweis hinsichtlich des Nichtvorliegens einer Infektion mit dem Coronavirus
SARS-CoV-2 in deutscher, englischer, franzdsischer, italienischer oder spanischer
Sprache in verkérperter oder digitaler Form, wenn die zugrunde liegende Testung

a) inderBundesrepublik Deutschland oderimAusland von einemLeistungserbringer
nach § 6 Absatz 1 der Coronavirus-Testverordnung oderimRahmen einer betrieb-
lichen Testung im Sinne des Arbeitsschutzes durch Personal, das die dafur erfor-
derliche Ausbildung oder Kenntnis und Erfahrungbesitzt vorgenommen oder Giber-
wacht wurde oder im Ausland von einer nach dem Recht des jeweiligen Staates
befugten Stelle vorgenommen oder Uberwacht wurde, und

b) durch In-vitro-Diagnostika erfolgt ist, die fur den direkten Erregernachweis des
Coronavirus SARS-CoV-2 bestimmt sind, und maximal 48 Stunden oder bei Ein-
reisen aus einem Virusvariantengebiet maximal 24 Stunden zurtckliegt; sofern die
Testung mittels Nukleinsaurenachweis (PCR, PoC-PCR oder weitere Methoden
der Nukleinsaureamplifikationstechnik) erfolgt ist, darf diese maximal 72 Stunden
zurlickliegen,

genesene Person

eine asymptomatische Person, die im Besitz eines auf sie ausgestellten Genesenen-
nachweises ist,

Genesenennachweis


https://www.rki.de/risikogebiete

10.

11.

12.

13.

14.

ein Nachweis hinsichtlich des Vorliegens einer vorherigen Infektion mit dem Coronavi-
rus SARS-CoV-2 in deutscher, englischer, franzdsischer, italienischer oder spanischer
Sprache in verkdrperter oder digitaler Form, wenn die zugrunde liegende Testung
durch eine Labordiagnostik mittels Nukleinsaurenachweis (PCR, PoC-PCR oder wei-
tere Methoden der Nukleinsaureamplifikationstechnik) erfolgt ist und mindestens 28
Tage sowie maximal sechs Monate zurtckliegt,

geimpfte Person

eine asymptomatische Person, die im Besitz eines auf sie ausgestellten Impfnachwei-
ses ist,

Impfnachweis

ein Nachweis hinsichtlich des Vorliegens einer vollstandigen Schutzimpfung gegendas
Coronavirus SARS-CoV-2 in deutscher, englischer, franzdsischer, italienischer oder
spanischer Sprache in verkorperter oder digitaler Form, wenn die zugrunde liegende
Schutzimpfung mit einem oder mehreren vom Paul-Ehrlich-Institutim Internet unter der
Adresse https://www.pei.de/impfstoffe/covid-19 genannten Impfstoffen erfolgt ist und

a) entweder aus einer vom Paul-Ehrlich-Institut im Internet unter der Adresse
https://www.pei.de/impfstoffe/covid-19 verdffentlichten Anzahlvon Impfstoffdosen,
die fur eine vollstandige Schutzimpfung erforderlich ist, besteht und seitderletzten
erforderlichen Einzelimpfung mindestens 14 Tage vergangen sind, oder

b) beieiner genesenen Person aus einer verabreichten Impfstoffdosis besteht,
Grenzpendler

a) eine Person, die in der Bundesrepublik Deutschland ihren Wohnsitz hat und die
sich zwingend notwendig zum Zwecke ihrer Berufsausiibung, ihres Studiums oder
ihrer Ausbildung an ihre Berufsauslibungs-, Studien- oder Ausbildungsstatte in ein
Risikogebiet begibt und regelmaldig, mindestens einmal wdchentlich, an ihren
Wohnsitz zurtickkehrt, oder

b) diejenige sorgeberechtigte Person oder Betreuungsperson, die eine Person nach
Buchstabe a zu ihrer Berufsaustibungs-, Studien- oder Ausbildungsstatte bringt
oder sie dort abholt,

Grenzganger

a) eine Person, die in einem Risikogebiet ihren Wohnsitz hat und die sich zwingend
notwendig zum Zwecke ihrer Berufsauslibung, ihres Studiums oder ihrer Ausbil-
dung in die Bundesrepublik Deutschland begibt und regelmafig, mindestens ein-
mal wochentlich, an ihren Wohnsitz zurtickkehrt, oder

b) diejenige sorgeberechtigte Person oder Betreuungsperson, die eine Person nach
Buchstabe a zu ihrer Berufsaustbungs-, Studien- oder Ausbildungsstatte bringt
oder sie dort abholt,

Transportpersonal
Personen, die einreisen, um beruflich bedingtgrenziiberschreitend Personen, Waren

oder Guter auf dem Land-, Wasser- oder Luftweg zu transportieren,

Beforderer


https://www.pei.de/impfstoffe/covid-19
https://www.pei.de/impfstoffe/covid-19

15.

16.

17.

ein Unternehmen, das Personen im grenziberschreitenden Eisenbahn-, Bus-, Flug-
oder Schiffsverkehrin die Bundesrepublik Deutschland befordert,

Zwischenaufenthalt

Aufenthalte, die die Ubliche Zeitdauer notwendiger Halte zum Beispiel zur Rast oder flr
Tankvorgange Uberschreiten; Umsteigezeiten an einemFlughafen gelten nicht als Zwi-
schenaufenthalt,

Schengen-Staat

Staat, in dem neben der Bundesrepublik Deutschland der Schengen-Besitzstand voll-
standig angewandt wird:

Belgien, Danemark, Estland, Finnland, Frankreich, Griechenland, Island, ltalien, Lett-
land, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Malta, Niederlande, Norwegen, Osterreich,
Polen, Portugal, Schweden, Schweiz, Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechische
Republik und Ungarn,

Angehdrige auslandischer Streitkrafte

Angehdrige auslandischer Streitkrafte im Sinne des NATO-Truppenstatuts, des Trup-
penstatuts der NATO-Partnerschaft fur den Frieden und des Truppenstatuts der Mit-
gliedstaaten der Europaischen Union, die zu dienstlichen Zwecken nach Deutschland
einreisen oder dorthin zurtickkehren.

Abschnitt 2

Pflichten von Einreisenden

§3
Anmelde pflicht

(1) Personen, die in die Bundesrepublik Deutschland einreisenwollen und sich zu ei-

nem beliebigen Zeitpunkt in den letzten zehn Tagen vor der Einreise in einem zum geplan-
ten Zeitpunkt der Einreise als Risikogebiet eingestuftem Gebiet aufgehalten haben, sind
verpflichtet, vor der Einreise der zustandigen Behoérde folgende Angaben durch Nutzung
des Einreiseportals mitzuteilen (digitale Einreiseanmeldung):

—_—

ihre personenbezogenen Angaben nach § 2 Nummer 16 des Infektionsschutzgesetzes,
das Datum ihrer voraussichtlichen Einreise,

ihre Aufenthaltsorte bis zu zehn Tage vor und nach der Einreise,

das fur die Einreise genutzte Reisemittel und vorliegende Informationen zum Sitzplatz,
Angaben, ob ein Impfnachweis vorliegt,

Angaben, ob ein Testnachweis beziehungsweise Genesenennachweis vorliegt, und



7. Angaben, ob bei ihnen typische Anhaltspunkte fir eine Infektion mit Coronavirus
SARS-CoV-2 vorliegen.

(2) Sofern eine digitale Einreiseanmeldung aufgrund fehlender technischer Ausstat-
tung oder aufgrund technischer Stérung nicht méglich war, ist stattdessen eine vollstandig
ausgefullte Ersatzmitteilung nach dem Muster der Anlage bei der Einreise mitzufihren.

§4
Absonderungspflicht

(1) Personen,dieindie Bundesrepublik Deutschland eingereist sind und sich zu ei- nem
beliebigen Zeitpunkt in den letzten zehn Tagen vor der Einreise in einem zum Zeitpunkt der
Einreise als Risikogebiet eingestuftem Gebiet aufgehalten haben, sind verpflichtet, sich
unverzuglich nach der Einreise auf eigene Kosten fur einen Zeitraum nach Absatz 2 abzu-
sondern. Nach der Einreise haben sich Personen nach Satz 1 auf direktem Weg in die
Haupt- oder Nebenwohnung oder in eine andere, eine Absonderung ermdglichende Unter-
kunft zu begeben. Den absonderungspflichtigen Personen ist es in diesem Zeitraum nicht
gestattet, Besuch von Personen zu empfangen, die nicht ihrem Hausstand angehdren. Per-
sonen nach Satz 1 sind verpflichtet, die zustdndige Behdrde unverzuglich zu informieren,
wenn typische Symptome einer Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 innerhalb des
jeweils maRgeblichen Absonderungszeitraums nach Absatz2 bei ihnen auftreten. Perso- nen
nach Satz 1 unterliegenfir die Zeitder Absonderung der Beobachtung durch die zu- standige
Behorde.

(2) Die Absonderungnach Absatz1 Satz 1 hat fir einen Zeitraum von zehn Tagen zu
erfolgen. Die Absonderung endet abweichend von Satz 1 vor dem Ablauf von zehn Tagen
fur genesene, geimpfte oder getestete Personen, wenn diese den Genesenennachweis,
den Impfnachweis oder den Testnachweis nach § 7 Absatz 4 Satz 1 an die zustandige
Behorde Ubermitteln. Bei Personen, die sich zu einem beliebigen Zeitpunkt in den letzten
zehn Tagen vor der Einreise in einem zum Zeitpunkt der Einreise als Hochinzidenzgebiet
eingestuftem Gebiet aufgehalten haben, darf die zugrunde liegende Testung frihestens
funf Tage nach der Einreise erfolgt sein. Die Absonderung nach Absatz 1 Satz 1 wird fur die
Dauer, die zur Durchflihrung eines Tests erforderlichist, ausgesetzt. [Bis 27. Juli 2021: Fur
Personen, die sich zu einem beliebigen Zeitpunktin den letzten zehn Tagen vorder Einreise
ineinemzum Zeitpunkt der Einreise als Virusvariantengebieteingestuftem Gebietaufgehalten
haben, betragt der Zeitraum in Abweichung von Satz 1 vierzehn Tage, Satz 2 findet keine
Anwendung.] [Ab 28. Juli 2021: Fur Personen, die sich zu einem beliebigen Zeitpunktin den
letzten zehn Tagen vor der Einreise in einem zum Zeitpunkt der Einreise als
Virusvariantengebiet eingestuftem Gebiet aufgehalten haben, betragt der Zeitraum in
Abweichung von Satz 1 vierzehn Tage; die Satze 2 bis 4 finden nur dann Anwendung, wenn

1. das betroffene Virusvariantengebiet nach der Einreise in die Bundesrepublik Deutschland
und vor Ablauf der vierzehn Tage als Hochinzidenzgebiet oder als sonstiges Risikogebiet
eingestuft wird, oder

2. die einreisende Person vollstandig miteinem Impfstoff gegen das Coronavirus SARS-CoV-
2 geimpft ist, fir den das Robert Koch-Institut festgestellt und auf seiner Internetseite
bekanntgemacht hat, dass dieser Impfstoff gegen die Virusvariante hinreichend wirksam
ist, derentwegen die Einstufung als Virusvariantengebiet erfolgtist.

Die Absonderung endetabweichend von Satz 1 und 5 au3 erdem, wenn das betroffene
Risikogebiet nach der Einreise in die Bundesrepublik Deutschland und vor Ablauf des
Absonderungszeitraums nicht mehr als Risikogebiet eingestuft wird.]

(3) Diese Vorschriftist langstens bis zum [ab 28. Juli 2021:] 10. September 2021
anzuwenden.



§5
Nachweispflicht

(1) Uber einen Testnachweis, einen Genesenennachweis oder einen Impfnachweis
mussen Personen, die das sechste Lebensjahr vollendet haben, bei Einreise in die Bun-
desrepublik Deutschland in folgenden Fallen verfigen:

1. wenn sie sich zu einem beliebigen Zeitpunktin den letzten zehn Tagen vor der Einreise
in einem zum Zeitpunkt der Einreise als Hochinzidenzgebiet eingestuftem Gebiet auf-
gehalten haben,

2. wenn sie sich zu einem beliebigen Zeitpunktin denletzten zehn Tagen vor der Einreise
in einem zum Zeitpunkt der Einreise als Virusvariantengebiet eingestuftem Gebiet auf-
gehalten haben, oder

3. wennsie unter Inanspruchnahme eines Beférderers in die Bundesrepublik Deutschland
auf dem Luftweg einreisen.

Sofern die Einreise unter Inanspruchnahme eines Beférderers aus einem Hochinzidenzge-
biet, einem Virusvariantengebiet oder auf dem Luftweg erfolgt, muss der Nachweis nach
Satz 1 bereits vor Abreise zum Zwecke der Vorlage gegenlberdem Beférderer vorhanden
sein. Personen, die sich zu einem beliebigen Zeitpunktin den letzten zehn Tagen vor der
Einreise in einem zum Zeitpunkt der Einreise als Virusvariantengebiet eingestuftem Gebiet
aufgehalten haben, missen in den Fallen der Satze 1 und 2 Uber einen Testnachweis ver-

fugen; ein Genesenennachweis oder ein Impfnachweis sind in diesem Fall nicht ausrei-
chend.

(2) Personen, die das sechste Lebensjahr vollendet haben und nicht unter Absatz 1
fallen, haben, wenn sie sich zu einem beliebigen Zeitpunkt in den letzten zehn Tagen vor der
Einreise in einem zum Zeitpunkt der Einreise als Risikogebiet eingestuftem Gebiet, wel- ches
weder Hochinzidenzgebiet noch Virusvariantengebiet ist, aufgehalten haben, spates- tens 48
Stunden nach ihrer Einreise uber einen Testnachweis, einen Genesenennachweis oder
einen Impfnachweis zu verflugen.

§6
Ausnahmen

(1) Die §§ 3 und 4 gelten nicht fur Personen, die

1. durch ein Risikogebiet lediglich durchgereist sind und dort keinen Zwischenaufenthalt
hatten,

2. zur Durchreise in die Bundesrepublik Deutschland einreisen und die Bundesrepublik
Deutschland auf schnellstem Wege wieder verlassen, um die Durchreise abzuschlie-
Ren,

3. beiEinhaltung angemessener Schutz- und Hygienekonzepte als Transportpersonal in
die Bundesrepublik Deutschland einreisen,

4. als Teil von offiziellen Delegationen Uber das Regierungsterminal des Flughafens Ber-
lin Brandenburg oder Gber den Flughafen KéIn/Bonn nach Deutschland zuriickreisen
und sich weniger als 72 Stunden in einem Risikogebiet aufgehalten haben,

5. zum Zwecke einer Behandlung einer Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 in
die Bundesrepublik Deutschland verbracht werden, weil eine stationare Behandlung im
Krankenhaus aufgrund einer Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 erforderlich
ist und diese Behandlung vor Ort im Ausland nicht sichergestellt werden kann,



6. sichimRahmen des Grenzverkehrs weniger als 24 Stunden in einem Risikogebiet auf-
gehalten haben oder fur bis zu 24 Stunden in die Bundesrepublik Deutschland einrei-
sen,

7. Grenzpendler oder Grenzganger sind,

8. Polizeivollzugsbeamte sind, die aus dem Einsatz und aus einsatzgleichen Verpflichtun-
gen aus dem Ausland zurickkehren,

9. vom Anwendungsbereich des § 54a Absatz 1 des Infektionsschutzgesetzes erfasst
sind,

10. Angehorige auslandischer Streitkrafte sind,

11. bei Aufenthalten von wenigerals 72 Stunden in der Bundesrepublik Deutschland oder
in einem Risikogebiet

a) aufgrund des Besuchs von Verwandten ersten Grades, des nicht dem gleichen
Hausstand angehorigen Ehegatten oder Lebensgefahrten oder eines geteilten
Sorgerechts oder eines Umgangsrechts einreisen, oder

b) hochrangige Mitglieder des diplomatischen oder konsularischen Dienstes, von
Volksvertretungen oder Regierungen sind.

Satz 1 Nummer 8 bis 11 gilt nichtfir Personen, die sich zu einem beliebigen Zeitpunktin den
letzten zehn Tagen vor der Einreise in einem zum Zeitpunkt der Einreise als Virusvari
antengebiet eingestuftem Gebiet aufgehalten haben, sofern es sich nicht um Personen han-
delt, die hochrangige Mitglieder des diplomatischen oder konsularischen Dienstes, von
Volksvertretungen oder Regierungen sind, die sich weniger als 72 Stunden in der Bundes-
republik Deutschland oder in einem Risikogebiet aufhalten oder aufgehalten haben sowie
strenge Schutz- und Hygienekonzepte eingehalten werden, insbesondere taglich eine Te-
stung durchgefihrt wird. Satz 1 Nummer 7 gilt mit der MaRgabe, dass die Tatigkeit fur die
Aufrechterhaltung betrieblicher Ablaufe dringend erforderlichund unabdingbar ist. Satz 1
Nummer 3 gilt nicht bei Aufenthalten von mehr als 72 Stunden, wenn sich das Transport-
personal zu einem beliebigen Zeitpunkt in den letzten zehn Tagen vor der Einreise in einem
zum Zeitpunkt der Einreise als Virusvariantengebiet eingestuftem Gebiet aufgehalten hat.

(2) §4 gilt aulRerdem nicht fir:
1. Personen, die Uber einen Testnachweis verfigen, und
a) deren Tatigkeitunabdingbar ist flr die Aufrechterhaltung

aa) der Funktionsfahigkeit des Gesundheitswesens, insbesondere Arzte, Pflege-
krafte, unterstitzendes medizinisches Personal und Betreuungspersonal,

bb) der 6ffentlichen Sicherheit und Ordnung,
cc) der Pflege diplomatischer und konsularischer Beziehungen,
dd) der Funktionsfahigkeit der Rechtspflege,

ee) der Funktionsfahigkeit von Volksvertretung, Regierung und Verwaltung des
Bundes, der Landerund der Kommunen, oder

ff) der Funktionsfahigkeit der Organe der Europaischen Union und von internati-
onalen Organisationen,

b) einreisen aufgrund

aa) desBesuchsvon Verwandten ersten oder zweiten Grades, des nichtdemglei-
chen Hausstand angehdrigen Ehegattenoder Lebensgefahrten odereines ge-
teilten Sorgerechts oder eines Umgangsrechts,

bb) einer dringenden medizinischen Behandlung, oder

cc) des Beistands oder zur Pflege schutz- oder hilfebedlrftiger Personen,



c)

d)

sich fur bis zu 5 Tage zwingend notwendig und unaufschiebbar beruflich veran-
lasst, wegen ihrer Ausbildung oder ihres Studiums in einem Risikogebiet aufgehal-
ten haben oder in die Bundesrepublik Deutschland einreisen,

zur Vorbereitung, Teilnahme, Durchfiihrung und Nachbereitung internationaler
Sportveranstaltungen durch das jeweilige Organisationskomitee akkreditiert wer-
den oder von einem Bundessportfachverband zur Teilnahme an Trainings- und
Lehrgangsmalnahmen eingeladen sind,

zum Zwecke einer mindestens dreiwdchigen Arbeitsaufnahme in die Bundesre-
publik Deutschland einreisen, wenn

aa) am Ortihrer Unterbringungund ihrer Tatigkeit in den ersten zehn Tagen nach
ihrer Einreise gruppenbezogen befriebliche HygienemaRnahmen und Vorkeh-
rungen zur Kontaktvermeidungauf3erhalb der Arbeitsgruppe ergriffenwerden,
die einer Absonderung vergleichbar sind,

bb) das Verlassen der Unterbringung nur zur Ausibung ihrer Tatigkeit gestattet
ist, und

cc) der Arbeitgeber die Arbeitsaufnahme vor ihrem Beginn bei der zustandigen
Behoérde anzeigt und die ergriffenen Malinahmen nach den Buchstaben aa

und bb dokumentiert,

Personen, die als Urlaubsruckkehrer aus einem Risikogebiet, das weder ein Hochinzi-
denzgebiet noch ein Virusvariantengebiet ist, zurlickreisen, und die unmittelbar vor
Ruckreise in ihrem Urlaubsort einen Test mit negativem Ergebnis in Bezug auf eine
Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 durchgefuhrt haben, sofern

a)

b)

auf Grundlage einer Vereinbarung zwischen der Bundesrepublik Deutschland und
der betroffenen nationalen Regierung vor Ort besondere epidemiologische Vor-
kehrungen (Schutz- und Hygienekonzept) fur einen Urlaub in diesem Risikogebiet
getroffen wurden (siehe Internetseite des Auswartigen Amtes unter
https://www.auswaertiges-amt.de/de/quarantaene-einreise/2371468 sowie des
Robert Koch-Instituts www.rki.de),

die Infektionslage in dem jeweiligen Risikogebiet einer Befreiung von der Pflicht
nach § 4 nicht entgegensteht und

das Auswartige Amt nicht wegen eines erhohten Infektionsrisikos eine Reisewar-
nung unter https://www.auswaertiges-amt.de/de/ReiseUndSicherheit/reise-und-si-
cherheitshinweise fir die betroffene Region ausgesprochen hat,

Personen, fir die die zustandige Behoérde in begriindeten Fallen auf Antrag weitere
Ausnahmen bei Vorliegen eines triftigen Grundes erteilt hat.

Fur Personen, die sich zu einem beliebigen Zeitpunkt in den letzten zehn Tagen vor der
Einreise in einem zum Zeitpunkt der Einreise als Virusvariantengebiet eingestuftem Gebiet
aufgehalten haben, gilt Satz 1 nicht, sofern es sich nicht um Personen handelt, die zur
Vorbereitung, Teilnahme, Durchfliihrung und Nachbereitung internationaler Sportveranstal-
tungen durch das jeweilige Organisationskomitee akkreditiert werden sowie strenge
Schutz- und Hygienekonzepte eingehalten werden, insbesondere taglich eine Testung
durchgefuhrt wird. Personen nach Satz 1 sind verpflichtet, die zustdndige Behdrde unver-
zlglich zu informieren, wenn innerhalb von zehn Tagen nach der Einreise in die Bundesre-
publik Deutschland typische Symptome einer Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2
beiihnen auftreten.

(3) §5 Absatz 1 gilt mit folgenden Maltgaben:


https://www.auswaertiges-amt.de/de/quarantaene-einreise/2371468
https://www.auswaertiges-amt.de/de/ReiseUndSicherheit/reise-und-si-cherheitshinweise
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1. dessen Satz1 Nummer 1 gilt nicht fir Personen nach Absatz1 Satz1 Nummer 1, 2
und 4 und weitere Personen, flir die die zustandige Behdrde in begriindeten Einzelfal-
len wegen Vorliegen eines triftigen Grundes Ausnahmen erteilt hat,

2. dessen Satz1 Nummer 1 giltfur Transportpersonal mit der MaRgabe, dass der Aufent-
halt 72 Stunden Uberschreitet,

3. dessen Satz1 Nummer 1 und 2 gilt fir Grenzpendler und Grenzganger mit der Mal3-
gabe, dass ein Testnachweis mindestens zweimal pro Woche vorzunehmen ist,

4. dessen Satz 1 Nummer 3 gilt nicht fur Transportpersonal und Personen, die als Teil
von offiziellen Delegationen Uber das Regierungsterminal des Flughafens Berlin Bran-
denburg oder Uber den Flughafen KéIn/Bonn nach Deutschland zuriickreisen.

(4) §5 Absatz 2 gilt nicht fir Personen nach Absatz 1 Satz 1.

§7
Vorlage- und Ubermittiungspflichten

(1) Erfolgt die Einreise mittels eines Beforderers, sind diesem vor der Beforderung
folgende Nachweise auf dessen Anforderung hin zumZwecke der Uberprifung vorzulegen:

1. bei Einreisen aus einem Risikogebiet die Bestatigung der erfolgreich durchgefuhrten
digitalen Einreiseanmeldung oder die vollstandig ausgeflillte Ersatzmitteilung nach § 3
Absatz 2 und

2. beiEinreisen auseinemHochinzidenzgebiet, einemVirusvariantengebiet oder aufdem
Luftweg ein Testnachweis, oder bei Einreisen aus einem Hochinzidenzgebiet oder auf
dem Luftweg ein Genesenennachweis oder ein Impfnachweis.

Im grenziberschreitenden Eisenbahnverkehr oder im grenziberschreitenden Kurzstre-
ckenseeverkehr kann die Vorlage abweichend von Satz 1 auch noch wahrend der Beforde-
rung erfolgen. Das Vorliegen einer Ausnahme von § 3 Absatz 1 oder § 5 Absatz 1 ist auf
Verlangen des Beforderers glaubhaft zu machen.

(2) Beider Einreise in die Bundesrepublik Deutschland sind folgende Nachweise mit-
zufiihren und der mit der polizeilichen Kontrolle des grenziiberschreitenden Verkehrs be-
auftragten Behorde auf deren Anforderung zum Zwecke der stichprobenhaften Uberprifung
vorzulegen:

1. bei Einreisen mit Voraufenthalt in einem Risikogebiet die Bestatigung der erfolgreich
durchgefluhrten digitalen Einreiseanmeldung oder die vollstandig ausgeflillte Ersatzmit-
teilung nach § 3 Absatz2 und

2. beiEinreisen auseinemHochinzidenzgebiet, einem Virusvariantengebiet oder aufdem
Luftweg ein Testnachweis, oder bei Einreisen aus einem Hochinzidenzgebiet oder auf
dem Luftweg ein Genesenennachweis oder ein Impfnachweis.

Das Vorliegen einer Ausnahme von § 3 Absatz 1 oder § 5 Absatz 1 ist auf Verlangen der mit
der polizeilichen Kontrolle des grenziberschreitenden Verkehrs beauftragten Behdrde
glaubhaft zu machen. Fur Personen, die zum Zwecke einer Arbeitsaufnahme in die Bun-
desrepublik Deutschland einreisen, kann auch der Arbeitgeber oder ein sonstiger Dritter
den Nachweis nach Satz 1 erbringen. Bei einer Einreise aus einem Schengen-Staat erfolgt
die Anforderung der Vorlage der Nachweise stichprobenhaft anlasslich grenzpolizeilich
Aufgabenwahrnehmung. Bei einer Einreise, die nicht aus einem Schengen-Staat erfolgt,
erfolgt die Anforderung im Rahmen der Einreisekontrolle.

(3)Im Fall des § 3 Absatz 2 ist die vollstandig ausgefullte Ersatzmitteilung zum Zwecke
der Kontrolle und Uberlassung an die zustandige Behoérde auf Anforderung auszuhandigen
an:

1. den Beférderer, sofern die Einreise unter Inanspruchnahme eines Beférderers aus ei-



nem Schengen-Staat erfolgt, oder

2. ansonsten die mit der polizeilichen Kontrolle des grenziberschreitenden Verkehrs be-
auftragte Behorde.

Sofern eine Anforderung nach Satz 1 im Rahmen der Einreise nicht erfolgt ist, ist spatestens
24 Stunden nach Einreise entweder eine digitale Einreiseanmeldung nachzuholen oder die
vollstandig ausgeflllte Ersatzmitteilung an die zustandige Behdrde zu Ubermitteln.

(4) Personen,dieindie Bundesrepublik Deutschland eingereist sind und sich zu ei- nem
beliebigen Zeitpunkt in den letzten zehn Tagen vor der Einreise in einem zum Zeitpunkt der
Einreise als Risikogebiet eingestuftem Gebiet aufgehalten haben, haben, wenn sie nach § 3
zu einer Anmeldung verpflichtet sind, folgenden Nachweis unverziglich nach dessen
Vorliegen durch Nutzung des Einreiseportals an die zustandige Behorde zu Gbermitteln:

1. einen Genesenennachweis oder einen Impfnachweis, oder
2. einen Testnachweis nach § 4 Absatz2 Satz 2 oder § 5

Die zustéandige Behdrde kann in begrindeten Einzelfallen auf Antrag Ausnahmen zulassen.
Das Vorliegen einer Ausnahme von § 4 oder § 5 ist auf Verlangen der zustandigen Behdrde
glaubhaft zu machen. Fur Personen, die zum Zwecke einer Arbeitsaufnahme in die Bun-
desrepublik Deutschland einreisen, kann auch der Arbeitgeber oder ein sonstiger Dritter
den Nachweis nach Satz 1 erbringen.

Abschnitt 3

Pflichten der Verkehrsunternehmen

§8
Informationspflichten der Verkehrsunternehmen

Beforderer und Betreiber von Flugplatzen, Hafen, Personenbahnhéfen und Omnibus-
bahnhofen haben im Rahmen ihrer betrieblichen und technischen Méglichkeiten sicherau-
stellen, dass Reisenden die auf der Internetseite https://www.rki.de/covid-19-bmg-merkblatt
enthaltenen Informationen barrierefrei zur Verfigung gestellt werden.

§9
Pflichten der Beforderer im Zusammenhang mit der Beférderung

(1) Beforderer, die Personen aus einem Risikogebiet in die Bundesrepublik Deutsch-
land beférdern, haben, soweit keine Ausnahme nach § 6 Absatz 1 Satz 1 oder 3 vorliegt, vor
der Befoérderung die Bestatigung der erfolgreichen digitalen Einreiseanmeldung oder die
vollstandig ausgeflillte Ersatzmitteilung nach § 3 Absatz 2 zu kontrollieren. Diese sind im
Rahmen der betrieblichen und technischen Mdglichkeiten auf Plausibilitat der personen-
bezogenen Angaben zu prifen. Die vollstdndig ausgefullten Ersatzmitteilungen nach § 3
Absatz 2 sind bei Beférderungen aus einem Schengen-Staat einzusammeln und unverzig-
lich durch die Beférderer an die zustandige Behorde zu Gbermitteln. Beférderer, die Perso-
nen aus einem Risikogebiet aulRerhalb von Schengen-Staaten, in die Bundesrepublik
Deutschland beférdern, haben die beférderten Personen darauf hinzuweisen, dass die Be-
statigung der erfolgreichen digitalen Einreiseanmeldung oder die vollstandig ausgeflllte Er-
satzmitteilung nach § 3 Absatz 2 im Rahmen der Einreisekontrolle der mit der polizeilichen
Kontrolle des grenziiberschreitenden Verkehrs beauftragten Behdrde auf deren Anforde-
rung hin vorzulegen ist und die vollstandig ausgefillite Ersatzmitteilung nach § 3 Absatz2 an
diese zum Zwecke der stichprobenhaften Uberprifung und Uberlassung an die zustan- dige
Behorde auszuhandigen ist. Beférderer haben die Beférderungen aus einem Risiko- gebiet
in die Bundesrepublik Deutschland zu unterlassen, wenn die zu beférdernden Per- sonenim
Rahmen der Kontrolle nach Satz 1 keine Bestatigung der erfolgreichen digitalen
Einreiseanmeldung oder keine vollstandig ausgefullte Ersatzmitteilung nach § 3 Absatz 2
vorgelegt haben; dies gilt auch, wenn nach Prifung nach Satz 2 die angegebenen Daten
offensichtlich unrichtig sind. Im grenziiberschreitenden Eisenbahnverkehr oder im grenz
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Uberschreitenden Kurzstreckenseeverkehr aus einem Risikogebiet kann die Kontrolle in
Abweichung von Satz 5 auch noch wahrend der Beférderung erfolgen.

(2) Im Falldes § 5 Absatz 1 gilt Absatz 1 Satz 1, 2, 5 und 6 in Bezug auf den Test-
nachweis, Genesenennachweis oder Impfnachweis entsprechend; es dirfen, soweit keine
Ausnahme nach § 6 Absatz 3 vorliegt und es sich um Personen handelt, die das sechste
Lebensjahr vollendethaben, nur geimpfte, genesene oder getestete Personenund, wenn die
Beforderung aus einem Virusvariantengebiet erfolgt, nur getestete Personen befdrdert
werden. Wenn den zu beférdernden Personen die Erlangung eines Testnachweises nicht
maoglich ist, kbnnen Beforderer vor Abreise eine Testung selbst durchflihren oder durchfih-
ren lassen und im Fall einer Negativtestung eine Beforderung vornehmen.

(3) Die Absatze 1 und 2 gelten nicht im 6ffentlichen Personennahverkehr.

§10
Beforderungsverbot aus Virusvariantengebieten

(1) Beforderer sind verpflichtet, Beférderungen aus Virusvariantengebietenin die Bun-
desrepublik Deutschland zu unterlassen.

(2) Das Beforderungsverbot gilt nicht flr

1. die Beférderung von deutschen Staatsangehdrigen oder Personen mit Wohnsitzund
Aufenthaltsrecht in der Bundesrepublik Deutschland sowie jeweils ihre Ehepartner, Le-
bensgefahrten aus demselben Haushalt, und minderjahrige Kinder,

2. die Beférderung von Personen, die in der Bundesrepublik Deutschland lediglich in ei-
nem Transitbereich eines Flughafens umsteigen,

3. reine Post-, Fracht-oder Leertransporte,
4. die Ruckfihrung von Luftfahrzeugen, Schiffen und Crews,

5. Transporte mitoder von Personalim Interesse der 6ffentlichen Gesundheit, Ambulanz-
flige und Flige zum Transport von Transplantationsorganen sowie notwendiges Be-
gleitpersonal,

6. Befdrderungen aus dringenden humanitaren Griinden,

7. Beforderungenim Auftrag der EURATOM-Sicherheitsiberwachung, der Internationa-
len Atomenergie-Organisation sowie der Vereinten Nationen und ihrer Organisationen,
8. Befdrderungenvon Mitgliedern einer auslandischen diplomatischen Mission oder einer
konsularischen Vertretung, deren Ernennung und Ankunft dem Auswartigen Amt noti-

fiziert worden ist, sowie jeweils ihre sie begleitenden Ehepartner, Lebensgefahrten und
minderjahrigen Kinder,

9. Befdrderungen von Personen, die zur Vorbereitung, Teilnahme, Durchfihrung und
Nachbereitung internationaler Sportveranstaltungen durch das jeweilige Organisati-
onskomitee akkreditiert werden.

(3) Geplante Beférderungen nach Absatz 2 Nummer 1 sind dem Bundespolizeiprasi-
dium durch den Beférderer mindestens drei Tage vor der geplanten Einreise in der Bun-
desrepublik Deutschland anzuzeigen. Dies gilt nicht fur Beférderungenim Rahmen des of
fentlichen Personennahverkehrs.

§11
Auskunftspflicht der Beforderer

(1) Befordererhaben die beiihnen vorhandenen Daten zu Personen, die sie aus ei- nem
Risikogebiet beférdert haben, bis zu 30 Tage nach Ankunft der einreisenden Personen der
zustandigen Behorde auf deren Anforderung zu Ubermitteln; dies gilt fur elektronisch
gespeicherte Daten zur Identifikation der beférderten Personen, deren Kontaktdaten sowie



fur Passagierlisten und Sitzplane.

(2) Befdrderer sind verpflichtet, gegentber dem Robert Koch-Institut eine fur Ruckfra-
gen der zustandigen Behdrden erreichbare Kontaktstelle zu benennen.

Abschnitt 4
Pflichten der Mobilfunknetzbetreiber

§12
Informationspflichten der Mobilfunknetzbetreiber

Ein Betreiber eines 6ffentlichen Mobilfunknetzes ist im Rahmen des technisch Mogli-
chen verpflichtet, seinen Kunden, die sich nach Nutzung eines auslandischen Mobilfunk-
netzes nach mehr als 24 Stunden wieder in sein Mobilfunknetz einbuchen, sowie Nutzern
auslandischer Mobilfunknetze, die sich in sein Mobilfunknetz einbuchen, unverziglich und
barrierefrei eine Kurznachricht der Bundesregierung mit dem Inhalt nach Satz 2 am Netz-
abschlusspunkt seines Mobilfunknetzes zur Verfugung zu stellen, in der auf die in der Bun-
desrepublik Deutschland geltenden Einreise- und Infektionsschutzbestimmungen im Zu-
sammenhang mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 sowie auf die zu beachtenden Infektions-
schutzmaRnahmen zur Verhinderung der Verbreitung des Coronavirus SARS-CoV-2 hin-
gewiesen wird. Der Inhalt der Kurznachricht wird den Betreibern von der Bundesregierung
zur Verflgung gestellt.

Abschnitt 5

Schlussbestimmungen

§13
Ordnungswidrigkeiten

Ordnungswidrig im Sinne des § 73 Absatz 1a Nummer 24 des Infektionsschutzgeset-
zes handelt, wer vorsatzlich oder fahrlassig

1. entgegen § 3 Absatz 1 eine Mitteilung nicht, nicht richtig, nicht vollstandig, nichtin der
vorgeschriebenen Weise oder nicht rechtzeitig macht,

2. entgegen § 4 Absatz 1 Satz 1 sich nicht oder nicht rechtzeitig absondert,

3. entgegen § 4 Absatz 1 Satz 2 sich nicht, nicht in der vorgeschriebenen Weise oder
nicht rechtzeitig in eine dort genannte Wohnung oder Unterkunft begibt,

4. entgegen § 4 Absatz 1 Satz 3 Besuch empfangt,

5. entgegen § 7 Absatz1 Satz 1 Nummer 1 oder Absatz2 Satz 1 Nummer 1 einen Nach-
weis nicht, nicht richtig, nicht vollstandig oder nichtrechtzeitig vorlegt,

6. entgegen § 7 Absatz1 Satz 1 Nummer 2 oder Absatz2 Satz 1 Nummer 2 bei einer
Einreise aus einem Hochinzidenzgebiet oder Virusvariantengebiet einen dort genann-
ten Nachweis nicht, nicht richtig, nicht vollstandig oder nicht rechtzeitig vorlegt,

7. entgegen § 7 Absatz 3 Satz 1 eine Ersatzmitteilung nicht, nicht richtig, nicht vollstandig
oder nicht rechtzeitig aushandigt,

8. entgegen § 7 Absatz 3 Satz 2 eine digitale Einreiseanmeldung nicht, nicht richtig, nicht
vollstandig oder nicht rechtzeitig nachholt und eine Ersatzmitteilung nicht, nichtrichtig,
nicht vollstandig oder nicht rechtzeitig Gbermittelt,

9. entgegen § 7 Absatz4 Satz 1 einen Nachweis nicht, nicht richtig, nicht vollstandig oder
nicht rechtzeitig tbermittelt,



10. entgegen § 8 nicht sicherstellt, dass eine dort genannte Information barrierefrei zur
Verfligung gestellt wird,

11. entgegen § 9 Absatz1 Satz 1, auch in Verbindungmit Absatz2 Satz 1 erster Halbsatz,
eine Bestatigung, eine Ersatzmitteilung oder einen Nachweis nicht, nicht richtig, nicht
vollstandig oder nicht rechtzeitig kontrolliert,

12. entgegen § 9 Absatz 1 Satz 5 erster Halbsatz oder § 10 Absatz 1 eine Beférderung
nicht unterlasst,
13. entgegen § 9 Absatz 2 Satz 1 zweiter Halbsatz eine Person beférdertoder

14. entgegen § 11 Absatz1 Daten nicht, nichtrichtig, nicht vollstdndig oder nicht rechtzeitig
ubermittelt.

§ 14
Inkrafttreten, AuBerkrafttreten

(1) Diese Verordnung tritt am 13. Mai 2021 in Kraft; sie tritt mit der Aufhebung der
Feststellung der epidemischen Lage von nationaler Tragweite durch den Deutschen Bun-
destag nach § 5 Absatz 1 Satz 2 des Infektionsschutzgesetzes aulier Kraft.

(2) Die Coronavirus-Einreiseverordnung vom 13. Januar 2021 (BAnz AT 13.01.2021
V1), die zuletzt durch Artikel 10 Absatz 5 des Gesetzes vom 29. Marz 2021 (BGBI. | S. 370)
geandert worden ist, tritt mit Ablauf des 12. Mai 2021 aul3er Kraft.



	Inhaltsübersicht  
	Ab schni t t  1  Al l gem ei ne B est i mm ungen  
	§ 1  Zweck der Verordnung  
	§ 2  Begriffsbestimmungen  

	Ab schni t t  2  Pf l i cht en von Ei nr ei senden  
	§ 3  Anmeldepflicht  
	§ 4  Absonderungspflicht  
	§ 5  Nachweispflicht  
	§ 6  Ausnahmen  
	§ 7  Vorlage- und Übermittlungspflichten  

	Ab schni t t  3  Pf l i cht en der  Ver kehr sunt er nehm en  
	§ 8  Informationspflichten der Verkehrsunternehmen  
	§ 9  Pflichten der Beförderer im Zusammenhang mit der Beförderung  
	§ 10  Beförderungsverbot aus Virusvariantengebieten  
	§ 11  Auskunftspflicht der Beförderer  

	Ab schni t t  4  Pf l i cht en der M obil f unknet zbet r ei ber  
	§ 12  Informationspflichten der Mobilfunknetzbetreiber  

	Ab schni t t  5  Schl ussbest imm ungen  
	§ 13  Ordnungswidrigkeiten  
	§ 14  Inkrafttreten, Außerkrafttreten  




